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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser,

es weihnachtet. Spätestens bis Nikolaus am 6. Dezember sollen die Wunschzettel geschrieben sein.

WIR wünscht sich so manches: in Berlin eine starke Opposition, die der Jamaika-Koalition (die bis

dahin voraussichtlich stehen - und Merkels Politik wohl fortsetzen wird) wie auch der AfD inhaltlich

einiges entgegensetzt. In Bremen eine Politik, die Armut bekämpft und unseren Enkeln und

allen Kindern gleiche Chancen eröffnet. Vor allem an den Schulen, wo es an vielen Ecken fehlt und

Bremens Schülerinnen und Schülern in Vergleichstests regelmäßig letzte Plätze belegen.

Das Interview mit dem PR-Vorsitzenden Michal Myrcik gibt einen Einblick. Weitere Schwerpunkte

dieser Ausgabe sind die Probleme der Wohnungslosen in unserer Stadt und vier historischeArtikel,

unter anderem zum 100. Jahrestag der Oktoberrevolution.

Wie üblich wünscht die WIR euch viel Freude beim Lesen. Anregungen und Kritik erhalten wir gern

als Mail an wir@aulbremen.de oder per Post; die Adresse steht auf Seite 30 im Impressum.

Uns allen einen geruhsamen Winteranfang, friedvolle Weihnachten

und ein gutes neues Jahr.

Die Redaktion

P.S. Die WIR gibt's auch online unter www.aulbremen.de/Projekte / Seniorenzeitung WIR
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Bremer Schüler doof?
InterviewmitMichalMyrcik,
Vorsitzender des Personalrats Schulen

In den letzten Jahren finden sich die
Bremer Schüler*innen in Umfragen und
Tests regelmäßig auf den letzten Plätzen,
wenn nicht auf dem letzten Platz. So
auch im jüngsten Bericht des Instituts
zur Qualitätsentwicklung im Bildungs-
bereich (IQB). Sind Bremer
Schüler*innen doofer?

Nein, definitiv nicht! Diese Ergebnisse
sind der Konzeptlosigkeit der letzten 10
bis 15 Jahre geschuldet. Wir hatten Um-
wälzungen im Bildungsbereich, die aber
nicht mit einer vernünftigen Ausstattung
einhergingen, sondern mit Abbau von
Personal. Das ist jetzt das Ergebnis. Eines
der Ergebnisse. Ich würde jetzt die IQB-
Studie nicht allein hervorheben, es äußert
sich ja auch in anderen Untersuchungen
und im Lehrer*innenalltag.

Was meinst du mit dem Alltag
der Lehrer*innen?

Die Schulen sind personell äußerst knapp
ausgestattet. Um eine gute Unterrichtsver-
sorgung an den Schulen zu haben, müsste
die Unterrichtsversorgung bei 106% lie-
gen. Das ist nicht so. Die Behörde spricht
von 98% - ich denke, wir sind eher so bei
90%. Das merkt man im Alltag: Die Kol-
leg*innen werden zu mehr Arbeit und zu
Überstunden verpflichtet. Das wirkt sich
aufdie Qualität des Unterrichts aus.

Können solche Umfragen wie PISA oder
der IQB-Bildungstrend 2016 den tat-
sächlichen Stand der Bildung abmessen?

Man muss bei solchen Tests vorsichtig
sein. Ich bin kein Freund solcher Studien,

Das Gespräch führten
Wolfgang Bielenberg

undOrhan Çalışır
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denn sie bilden nur Teilbereiche ab. An-
dererseits zeigen sie schon die Tendenz,
dass sich die Leistungen der bremischen
Schüler*innen seit 2011 verschlechtert
haben. Das Problem, was ich da sehe: Die
Studien fragen bestimmte Kompetenzen
ab zum Beispiel in Mathe und Deutsch.
Meine Frage ist: Wie weit können wir in
Bremen unsere Schüler*innen auf das
Leben vorbereiten? So findet politische
Bildung heute kaum statt. Das wird durch
keine Studie festgehalten. Wir müssen die
Schule als einen Ort begreifen, wo Demo-
kratieverständnis und Miteinander ge-
lernt werden muss. Die Schüler*innen
haben kaum Raum und Zeit, um sich mit
Dingen zu beschäftigen, die heutzutage in
unserer Gesellschaft wichtig sind.

Was ist das große Problem in Bremen?

Ein Problem im bremischen Bildungsbe-
reich ist, dass die vielen Kolleg*innen, die
in den letzten Jahren in den Ruhestand
gegangen sind, den Schulen als Erfah-
rungsschatz verloren gegangen sind. Ich
habe es immer als einen sehr großen Vor-
teil empfunden, wenn du eine Schule hat-
test mit Kolleg*innen, die Ende 50 waren
und Anfang 30 waren, so konnten die Er-
fahrungen an die neuen weitergegeben
werden, auch unterschiedliche pädagogi-
sche Auffassungen. Kolleg*innen, die zum
Beispiel an der GSW 30 Jahre gearbeitet
haben, unterrichteten dann halt häufig die
Kinder ihrer ehemaligen Schüler*innen.
Da gab es einen ganz anderen Zugang zu
den Eltern. Und so konnten Probleme der
Kinder auf menschlicher und sozialer
Ebene ganz anders kommuniziert werden.

Kolleg*innen, die jetzt neu dazu kommen,
strampeln sich da erst mal ab.

Was ist mit dem Argument, dass
Migration für die schlechten Schulen
verantwortlich ist?

Die Migration ist kein Problem. Sie ist
eine Bereicherung. Menschen die zwei-
sprachig aufwachen haben einen großen
Vorteil, aber dieses Potential wird gar
nicht abgerufen, sondern nur als Risiko-
faktor erwähnt. Das ist falsch. Das Pro-
blem ist, dass in den Stadtteilen, wo die
Menschen weniger Geld haben und es so-
ziale Probleme gibt, nicht genug investiert
wird. Dort zeichnen sich Restschulen ab.
Diese verkommen unter Umständen in
Aufbewahrungs-Einrichtungen.

Auch in Deutschland schicken immer
mehr Eltern ihre Kinder in die Privat-
schulen, besonders in Bremen werden
viele Privatschulen gegründet, wo führt
das hin?

Die Privatschulen und die Restschulen -
wenn wir uns nicht dagegen stellen, kann
es darauf hinauslaufen. Wie es werden
kann, habe ich in Brasilien gesehen. Dort
ist es so: Entweder lebst du in deinem gol-
denen Käfig oder im Ghetto. Wenn du
willst, dass aus deinem Kind etttwas wird
- und du es dir finanziell leisten kannst -,
schickst du es auf teure Privatschulen. Auf
der anderen Seite hast du die Favela-
Schulen, in Gebieten mit hoher Krimina-
lität. Das ist ein Extrembeispiel, wo Bil-
dung zur Ware wird, an Schulen, aber
auch an Hoch- und Fachhochschulen. Wir
müssen unbedingt etwas dagegen tun!

In Bremen herrscht Lehrermangel.
Konkret fehlen in Bremerhaven
35 Stellen und weitere Lehrer
wandern ab. Was tun?

Den Arbeitsplatz der Lehrer*in, aber nicht
nur der Lehrer*in, sondern auch jeder
Mitarbeiter*in, die an der Schule arbeitet,
attraktiver gestalten! Das geht auf mehre-
ren Ebenen: auf der einen Ebene muss
man die Demokratie an der Schule stär-
ken. Die Kolleg*innen kommen frisch von
der Uni, die wollen etwas bewegen, die
wollen mitgestalten. Dazu muss ihnen
Raum und Zeit gegeben werden. Aber
dies wird nicht gefördert, sondern behin-
dert. Wir vergeuden ganz viel Kompetenz.

Nun fehlen Lehrer*innen und die Behör-
de sagt, es gibt keine Lehrer*innen auf
dem Markt. Es werden Student*innen
eingesetzt. Wie stellt sich der Personal-
rat dazu?

Container-Schule. Was als kurzfristiger Notbehelf

hinnehmbar wäre, wird mancherorts zur Normalität.
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Es fehlen Lehrer*innen und es fehlen Leh-
rer*innen auf dem Markt. Doch der Ein-
satz von Studenten als Lehrer darf nur
eine kurzfristige Überbrückungsmaßnah-
me sein. Die Zahlen der Behörde belegen,
dass in Bremen von über 300 Personen,
die das erste Staatsexamen erlangt haben,
nur 20% in Bremen geblieben sind. Wir
müssen es schaffen, dass die Leute, die in
Bremen fertig geworden sind, auch in
Bremen bleiben. Das geht erst einmal da-
durch, dass man weitere Referendarsplät-
ze schafft, damit die Leute hier zu Ende
ausgebildet werden, und dann die Attrak-
tivität so steigert, dass sie auch in Bremen
bleiben. Zum Beispiel die Bezahlung:
Wenn man uns mit anderen Bundeslän-
dern vergleicht, dann ist klar, dass die
Lehrer nicht mit Hurra-Schrei eine Stelle
in Bremen annehmen.

Wie sieht es mit der Lehrer*innenver-
sorgung in der Stadt aus? Gibt es Unter-
schiede zwischen den Stadtteilen?

Die gibt es tatsächlich. Der Stadtteil, der
am meisten gebeutelt ist, ist der Bremer
Westen und hier insbesondere Gröpelin-

gen. Dort gibt es Schulen, da werden 120
Lehrer-Wochenstunden bereits durch Stu-
denten abgedeckt, die teilweise Klassen-
lehreraufgaben übernehmen. Da ist ein
großer Unterschied zu den Stadteilen, wo
die Menschen wohlhabender sind, wo es
sich die Behörde nicht leisten kann, so
eine Unterversorgung zu zulassen.

Wie sieht es mit der Infrastruktur, dem
baulichen Zustand der Schulen aus?

Es gibt einen Sanierungsstau – über Jahre
wurde zu wenig getan. Dementsprechend
gibt es heute viele Schulen, wo es nicht
mehr gut aussieht. Das ist mit Sicherheit
ein großes Problem, wenn die Schüler zu
einer Schule kommen, wo sie das Gefühl
haben, irgendwo abgestellt zu sein. Diese
bauliche Situation macht ja etwas mit den
Schülern. Sie bekommen das Gefühl, dass
sie vielleicht nicht so viel wert sind.

Was fordert ihr, um diesen Zustand zu
verbessern?

Es muss mehr Geld in die Hand genom-
men werden. Wir fordern eine bessere

MichalMyrcik
Jahrgang 1977, kam mit 10 Jahren aus Polen mit seinen Eltern nach Deutschland.

Nach dem Abitur studierte er an der Universität Bremen Sport und Sonderpädagogik.

Er lebte drei Jahre in Brasilien. Seit 10 Jahren unterrichtet er in Bremen, seit fünfJahren

an der Gesamtschule West und ist in seiner Freizeit Futsaltrainer. Ende Juni wurde er

zum Vorsitzenden des Personalrats Schulen gewählt, der Interessenvertretung der

Beschäftigten an den Bremer Schulen.
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Ausstattung der Schulen. Der einzelne
Lehrer kann es nicht schaffen, das heißt,
er muss entlastet werden, muss weniger
Stunden unterrichten. Und auf der ande-
ren Seite muss er stärker unterstützt wer-
den. Einerseits an der Schule, andererseits

durch Unterstützungssysteme wie zum
Beispiel die Regionalen Beratungs- und
Unterstützungszentren (ReBuz).

Alle Parteien setzen sich beim Wahl-
kampf dafür ein, mehr für die Bildung
zu tun. Was läuft in Bremen falsch?

Ich glaube, dass es häufig Lippenbekennt-
nisse der Parteien sind. Ich will mal ein
Beispiel nennen: Wir haben ja durch die
Inklusion und durch den Zuzug von Fa-
milien aus dem Ausland neue Herausfor-
derungen bekommen. Aber das ging nicht
einher mit einer besseren Ausstattung,
sondern mit weiteren Einsparungen, zum
Beispiel mit der Schließung der Lehramts-
Studiengänge Sport und Sonderpädago-
gik. Da kann man nicht erwarten, dass die
Qualität gut wird.

Wenn du einen Wunsch frei hättest, was
würdest du dir als erstes wünschen?

Mein erster Wunsch? Oh Gott! Es gibt so
viele ... Ich glaube mein erster Wunsch
wäre eine drastisch reduzierte Unter-
richtsverpflichtung auf 20 Stunden. Das
würde realistisch wiederspiegeln, was man
in der Woche mit guter Qualität schaffen
kann. Man hätte dann Zeit, sich mit sei-
nen Kolleginnen und Kollegen auseinan-
derzusetzen, auszutauschen, sich besser
abzusprechen.
Dann könnten vernünftige pädagogische
Konzepte entwickelt werden, zum Beispiel
zwischen Sonderpädagogen, Erziehern
und Fachlehrer*innen. Das wäre mein
Wunsch. Das würde sich auch unmittelbar
auf die Qualität des Unterrichts und die
Zufriedenheit der Kolleginnen und Kolle-
gen auswirken.

Tafel gesperrt - Sinnbild

für die vielfach marode

Ausstattung der Schulen

im Land Bremen.

Das fällige Signal: Vorfahrt für die Bildung.
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Gegen das Verdrängen
Wohnungen undWürde fürWohnungslose

Das Aktionsbündnis hatte 2017 seinen
fünften Geburtstag. Das Ereignis bietet
leider keinen Grund zur Freude, denn der
Mangel an bezahlbarem Wohnraum, die
Wohnungsnot in Bremen, hat sich in die-
sen Jahren weiter verschärft. So leben
rund 600 Menschen in Bremen in Ob-
dachlosigkeit und Tausende müssen in
provisorischen und heruntergekommenen
Unterkünften leben.

Die Auftaktveranstaltung zum Aktions-
sommer fand gemeinsam mit der „Win-
terkirche“ (Unser Lieben Frauen) am 20.
März statt. Rundgänge und Stadtführun-
gen mit dem Blick auf Armut und Reich-
tum und die besondere Lage der
Obdachlosen folgten.

Besonderer Einsatz galt der Unterstützung
der Mieter in sogenannten (preisgünsti-
gen) Schlichtwohnungsquartieren – Hol-
steiner Straße, Am Sacksdamm,
Reihersiedlung. Die Eigentümerin „Vono-
via“ will dort Wohnbauten abreißen und
durch profitablere Neubauten ersetzen.

Auch unterstützende Begleitung in beson-
deren Notlagen zu den Ämtern wurde or-
ganisiert.

Der öffentliche Fachtag am 28. Aug. im
Forum Kirche „Bezahlbarer Wohnraum
für alle – Wohnungslose, Geflüchtete, Zu-
wanderInnen, MieterInnen“ von 16:00 bis
22:00 war ein Höhepunkt der Kampagne.
Hauptreferent war Andrej Holm, Sozial-
wissenschaftler aus Berlin, der sich auch
politisch gegen Mieterhöhungen und
Gentrifizierung einsetzt. Gentrifizierung
bedeutet Verdrängung von ärmeren Men-
schen aus innerstädtischen „angesagten“
Stadtteilen an den räumlichen und sozia-
len (Stadt)Rand.

Verdrängung findet auf unterschiedlichste
Weise statt:

▶ Mieter werden wegen tatsächlichen
oder vorgeschobenen Eigenbedarfs ge-
kündigt.

▶ Mieter müssen sich an den zum Teil
erheblichen Kosten einer Modernisie-
rung beteiligen

▶ Mietspiegel können zur Anhebung
niedriger Mieten führen

▶ Nicht zahlungsfähige Mieter werden
zwangsweise geräumt

▶ Mieter ziehen nach Ankündigung teu-
rer Modernisierungen „freiwillig“ aus.
Diese werden dann aber gar nicht
durchgeführt.

▶ Eigentümer vergraulen Mieter durch
Schikanen, Bedrohungen und unge-
rechtfertigte Klagen.

Ziel ist bei alledem, die Wohnungen bei
der Neuvermietung erheb-
lich teurer vermieten zu
können.

Den Doppelcharakter der
Wohnungsversorgung kann
der freie Markt nicht lösen: Der eigene
Wohnraum ist für jeden Menschen ein le-
benswichtiges Gut, welches aber aus-
schließlich zum Tauschwert zur
Verfügung steht. Die private ertragsorien-
tierte Wohnungswirtschaft will/muss
hohe Renditen erwirtschaften. Diesem
ökonomischen Zwang gegenüber muss
sozial orientierte Wohnraumversorgung
als Aufgabe der Politik durchgesetzt wer-
den.

Zur Verbesserung der Lage schlägt Holm
unter anderem kommunalen Wohnungs-
bau und eine dauerhafte Mietpreisbin-
dung und Belegbindung (d. h. je nach
Förderung dürfen nur MieterInnen unter
einer bestimmten Einkommensgrenze
einziehen) bei öffentlich gefördertem
Wohnungsbau sowie eine Immobilien-
Gewinnsteuer vor.

Andrej Holm hat zusammen mit Sabine
Horlitz und Inga Jensen eine Studie über
die Möglichkeiten einer Neuen Woh-
nungsgemeinnützigkeit geschrieben. Ein
Zitat daraus, welches die Stoßrichtung der
Argumente verdeutlicht: „Die Neue Woh-
nungsgemeinnützigkeit soll dauerhaft
leistbares Wohnen sichern. Ohne Steuern,
Gewinne und Bodenspekulation sind
Neubaumieten von 5 Euro pro Quadrat-
meter möglich.“ Unter leistbaren Woh-
nungen wird hier eine Miethöhe, die nicht
über 30% des Netto-Einkommens der
Mieter beträgt, verstanden.

Nach lebhafter Diskussion des Themas
wurde in Gruppen gearbeitet. U. a. wur-

Aktionssommer 2017
des Aktionsbündnisses
Menschenrecht aufWohnen

TraudelKassel und
MargotMüller
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den Fragen an die Bremer Spitzenkandi-
daten der Parteien für die Bundestagswahl
vorbereitet.

Spannend war der Bericht der Gruppe
„Freistatt“, in der sich Obdachlose und
ehemalige Wohnungslose treffen und mit-
einander in Kontakt bleiben und sich po-
litisch vernetzen wollen. Auch hierzu gab
es eine Arbeitsgruppe.

Hinter der Zusammenkunft der Armen
bei Kirchdorf steht die evangelische Stif-
tung Bethel und das Diakonische Werk
Niedersachsen. Es ist ein Modellprojekt,
insgesamt soll es drei einwöchige Camps
geben.

Arme Menschen haben abgesehen von
Obdachlosenzeitungen kaum eine hörbare
Stimme. In der Öffentlichkeit sind sie un-

sichtbar. Sie wissen, was soziale Ausgren-
zung im täglichen Leben bedeutet. Das
soll sich ändern – durch Teilhabe und
Selbstorganisation. Das Motto des Camps
ist eine Songzeile von Ton Steine Scher-
ben: „Alles verändert sich, wenn wir es
verändern!“

Armut, Ausgrenzung, Obdachlosigkeit
und Hilflosigkeit sind keine Naturgesetze!

Ebenfalls im Rahmen des Aktionssom-
mers wurde am 10. September, dem „Tag
des offenen Denkmals“ neben Gesprä-
chen, Vorträgen u.a. zum krank machen-
den Leben auf der Straße, eine
Klagemauer unter dem Motto ‚Der
Mensch braucht ein Zuhause‘ errichtet
und am folgenden „Tag der Wohnungslo-
sen“ auf den Marktplatz vor der Bürger-
schaft gebracht.

Mehr zur Arbeit des Aktionsbündnisses findet sich unter www.menschenrecht-auf-wohnen.de.

„Faires Grundeinkommen“,

„Mehr öffentliche Toiletten“,

„Begegnung aufAugenhöhe!“:

An der Klagemauer

spiegelten sich die Wünsche

und Forderungen von

Menschen, die sonst kein

Gehör finden.
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TraudelKassel

Klagemauer auf
Bremer Marktplatz
Ich stehe in Bremens „guter Stube“, dem
Marktplatz. Vor mir – direkt vor den
Treppen zum Gebäude der Bürgerschaft –
zieht ein drahtiger älterer Mann mit wei-
ßen langen Haaren und gepflegtem
weißem langen Bart die Aufmerksamkeit
auf sich. Mit freundlichem Blick erklärt
er der versammelten Menge, was viele
Menschen mit unterschiedlichsten Hand-
schriften auf orangefarbene Zettel ge-
schrieben haben. Die Zettel sind an einem
drei Meter breiten Bauzaungitter festge-
klammert und flattern im Wind. Da steht
„öffentliche Trinkwasserstellen, „Einrich-
tung einer Krankenstube für Obdachlose“,
„Erhaltung von Einfachwohnungen“ oder
“kommunaler Wohnungsbau“, „keine
Profite mit der Miete“ – Forderungen von
Menschen, die auf der Straße leben oder
die sich für solche Menschen engagieren.
Gerichtet sind sie an die Gesellschaft und
ihre politischen Vertreter.

Seit 28 Jahren lebt Harald, der Mann mit
dem wehenden Bart, auf der Straße. Er
hat mit anderen Aktivisten zusammen die
„Klagemauer“ auf den Marktplatz ge-
schleppt, um die Öffentlichkeit und Ver-

treterInnen der Bremer Politik an diesem
11 . September, dem „Tag der Wohnungs-
losen“, mit der Situation dieser Menschen
und ihren Wünschen zu konfrontieren
bzw. sie freundlich für ein Engagement
für diese Menschen zu gewinnen. Er
möchte die Klischees über Obdachlose in
den Köpfen der Menschen abbauen,
indem er die Medien einschaltet. Am
Abend wird buten & binnen über die Ak-
tionen der Obdachlosen berichten.

Zwei Bundestagskandidatinnen finden
sich ein. Andere Parteien haben Vertreter
geschickt – es ist Wahlkampf. Die Gele-
genheit wird genutzt sich volksnah zu zei-
gen. Der Präsident der Bremer
Bürgerschaft, ein schmächtiger Mann im
feinen Anzug und Krawatte um den
schmalen Hals diskutiert mit Harald über
die Inhalte auf den Blättern. Nein – Ein-
fach-Wohnungen mit Ofenheizung sind
für ihn nicht menschenwürdig. „Ich
selbst habe nach dem Krieg jahrelang in
erbärmlichen Wohnverhältnissen gelebt.“
Er sagt es nicht, aber aus seinen Worten
klingt heraus: aber ich habe es geschafft –
nicht wie die Obdachlosen, die Geschei-

terten. Harald bleibt
freundlich, drückt ihm
ein leeres Blatt und einen
Edding in die Hand, und
der Bürgerschaftspräsi-
dent schreibt darauf, was
er sich zum Thema
wünscht.

Auch bei den anderen
Politikern belässt es Ha-
rald nicht bei ihren wohl-
klingenden Worten.
Jede/r von ihnen be-
kommt ein Blatt mit einer
Forderung in die Hand
gedrückt – Wasserstelle,
Krankenstube … als Auf-
trag, sich in den nächsten
Monaten für dieses An-
liegen einzusetzen:
„…damit Sie sich auch
nach der Wahl noch
daran erinnern.“

Die im Dunkeln siehtman nicht ...

Einige aus der Zuhörermenge sammeln
sich wenig später zu einer ganz besonde-
ren Stadtführung. Hierbei geht es darum,

Sauberes Trinkwasser - ein Menschenrecht.

Auch für jene, die ohne Dach über dem

Kopfleben. Der Künstler Joachim Manz

gestaltete diesen Trinkwasserbrunnen an

der Liebfrauenkirche.
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die Innenstadt mit den Augen von Ob-
dachlosen wahrzunehmen. Harald, der
Diakon und Harald, der Mann mit dem
weißen Bart, führen uns an „gute Orte“,
wo sie Trinkwasser, Kaffee und Essen in
warmen Räumen finden, ihre Wäsche wa-
schen können oder die Haare geschnitten
bekommen. Die erste kommunale Was-
serstelle soll jetzt im Nelson-Mandela-
Park in Bahnhofsnähe eingerichtet wer-
den. Bisher gibt es nur zwei Wasserstellen
– von kirchlichen Einrichtungen geschaf-
fen. Sie sind so unscheinbar und versteckt,
dass Vorübergehende sie kaum entdecken
werden. Es gibt auch „böse Orte“, wo Ob-
dachlose drangsaliert oder von Sicher-
heitskräften vertrieben werden, weil sie
das erwünschte öffentliche Stadtbild „stö-
ren“. Solche Orte suchen die Menschen
auf, um sich vor schlechter Witterung zu
schützen. Denn wenn sie krank werden,
gibt es keinen „guten Ort“, wo sie ihre
Krankheit auskurieren können. Darum
ihre Forderung nach einer Krankenstube.

Zwischendurch erfahren wir im O-Ton
von Schicksalsschlägen, die Menschen auf

der Straße landen ließen. Die erschüttern-
de Geschichte von Petra lässt keinen kalt:
Sie arbeitete als Küchenkraft auf einer
Insel, bis sie wegen eines Arbeitsunfalls
aufs Festland ins Krankenhaus musste –
ohne Rückfahrkarte. Seitdem arbeitslos,
mittellos, am Ende obdachlos.

„Böse Orte“ für Obdachlose sind zahl-
reich in der City angesiedelte Gold- und
Schmuck-Ankäufer, die die letzten Wert-
sachen der Verzweifelten zu Niedrigst-
preisen aufkaufen, bis die dann gar nichts
mehr haben. Da ist die Krankenkasse am
Domshof, die sie als Mitglied nicht
aufnehmen will oder die Wohnungsge-
sellschaft, deren Geschäftsgebaren Woh-
nungslosigkeit mit verursacht. Ein „guter
Ort“ ist dagegen der Pfandautomat im
Karstadt-Tiefgeschoss, wo sie gesammelte
Flaschen zu ein bisschen Geld machen
können.

So bekommen die Unsichtbaren, über die
vorübereilende PassantInnen hinweg-
schauen, ein Gesicht. Sie treten aus dem
Dunkel ins Licht der Öffentlichkeit.

Immerhin, Bürgerschaftspräsident Christian Weber (SPD) stellte sich beim Aktionstag der Diskussion.
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Jenseits des Marktes
Gemeinschaftliche alternativeWohnprojekte

In letzter Zeit ist bei dem Schreiben und
Reden über die Wohnungsnot und die
steigenden Mieten in den Großstädten
auch immer öfter von der „Aktivierung
von Selbsthilfepotentialen“ die Rede. Es
wird in diesem Zusammenhang ebenfalls
von der „Zivilgesellschaft“ und „bürgerli-
chem Engagement“ gesprochen.

Das Rätsel, was hier unter einer „Zivilge-
sellschaft“ verstanden wird, will ich gar
nicht erst versuchen zu lösen. Und das
„Engagement“ versteht sich keineswegs
immer „bürgerlich“, sondern auch ge-
werkschaftlich, genossenschaftlich (Siehe
u. a. den Artikel über den Bremer Genos-
senschaftstag in WIR 30), kooperativ, so-
lidarisch, manchmal auch nur privat und
außerdem gibt es noch das bundesweite
„Mietshäuser-Syndikat“, wo schon der
Name die politische Richtung andeutet.

Es gibt Projekte, in denen die Selbstorga-
nisation zum Schaffen von eigenem
Wohnraum in Bremen gelungen ist. In
Baugemeinschaften tut sich eine Gruppe
von Menschen zusammen, die selbständig
– ohne Bauträger – ein Grundstück oder
ein Gebäude kaufen und den Bau gemein-
schaftlich planen, finanzieren (einschl.
Bankkredite) und durchführen. Architek-
ten und Baufirmen beauftragen sie selber.
Ansprüche und Geldmittel können sehr
unterschiedlich sein. Die Vorstellungen
können vom Zweckbündnis über den Bau
von günstigen Eigentumswohnungen bis
zum Zusammenleben als Kommune rei-
chen. Ein Beispiel ist die Gruppe „Mosa-
ik“ in Huckelriede, deren Haus 21
Wohnungen, darunter 11 sozial geförder-
te, umfasst. Das gemeinschaftliche, selbst-
bestimmte Zusammenleben ist auch
ökologisch ausgerichtet.

Das Haus „Bunte Berse“ (20 Wohneinhei-
ten, davon 11 geförderte) an der Gröpe-
linger Heerstraße wird von einer
Mietgemeinschaft bewohnt. Das bedeutet,
ein Investor / Eigentümer tut sich mit
einer Mietergruppe, die sich unabhängig
von ihm gefunden hat und als juristische
Person (z.B. Verein) auftreten kann, zu-
sammen. Die Planung erfolgt gemeinsam.
Wenn das Gebäude fertiggestellt ist, zieht
die Mietergruppe als Ganzes ein. Es wird
ein Kooperationsvertrag geschlossen, in
dem u. a. das Nachbelegungsrecht bei
Mieterwechsel geregelt ist. Auch die GE-
WOBA ist inzwischen eine Partnerschaft
mit einer Mietergemeinschaft eingegan-

gen. In Bremen gab es in den letzten Jah-
ren nur eine Neugründung einer jungen
Wohnungs-genossenschaft; sie plant den
Kauf eines Bestandsgebäudes auf dem
Klinikgelände Mitte. Die WIR berichtete
bereits darüber.

Keiner dieser Organisationsformen wird
es gelingen, sich dem Markt zu entziehen,
geschweige denn, ihn zu überwinden. Im
entwickelten Kapitalismus ist der Markt
so allumfassend und alles durchdringend,
dass das Höchste, was man sich erhoffen
kann, ist gemeinsam einen winzig kleinen
Raum zu besetzen, in dem das Geld nicht
der einzige Wert ist. Und aus diesem win-
zigen Raum, der auch erkämpft und ver-
größert werden muss und keineswegs als
Idylle missverstanden werden darf, ruft
die StadtteilGenossenschaft Hulsberg den
Lesern und Leserinnen – ja, genau, Dir
auch – in Zeitungsanzeigen und auf Pla-
katen zu: „Soziales Investment statt Ren-
dite. Investieren Sie in Solidarität!“

Informationen unter www.hulsberg-genossenschaft.de

oder telefonisch bei MargotMüller (0421/453604).

MargotMüller
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Eine Nachlese zum 24. Sept.
Das Volk hat gewählt. Nachdem die SPD
die Fortsetzung einer Großen Koalition
für sich ausgeschlossen hat, bemühen sich
nun seit Ende September CDU/CSU, FDP
und GRÜNE um eine gemeinsame

Grundlage für eine Regierung. Bei Redak-
tionsschluss Mitte November ließ die FDP
die Sondierungsgespräche platzen – mit
noch offenem Ausgang. WIR hat einmal
genauer aufdie Wahlergebnisse geblickt.

Wie haben wirGewerkschafterInnen bundesweit gewählt?

Wenn es nach uns Gewerkschafterinnen geht, bekämen wir eine Regierungskoalition
von SPD, LINKEN und GRÜNEN:

Mit 49 % der Stimmen wurde Rot-Rot-
Grün gewählt, bei den Gewerkschafts-
frauen waren es 52 Prozent. Durch die
Verluste der SPD verringerte sich der An-

CDU/CSU SPD Linke Grüne AfD FDP ---

Gewerkschafter
2017 24 29 12 8 15 7 5
2013 32 36 11 8 5 3 5

Alle WählerInnen
2017 33,0 20,5 9,2 8,9 12,6 10,7 5,0
2013 41 ,5 25,7 8,6 8,5 4,7 4,8 6,2

teil gegenüber 2013 um nicht weniger als
5 %! Alarmierend ist auch, dass 15 % für
die AfD stimmten, das ist mehr als bei
allen WählerInnen.

Wolfgang Bielenberg
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Und so hat Bremen gewählt
Wäre es überall so wie in Bremen, hätte eine rot-rot-grüne Koalition in der Republik
mit über 51 % die absolute Mehrheit.

CDU/CSU SPD Linke Grüne AfD FDP ---

Land 25,1 26,8 13,4 11,1 10,0 9,3 4,3
Stadt Bremen 25,0 26,0 13,9 11 ,6 9,6 9,6 4,3
Bremerhaven 25,4 30,9 11 ,4 7,8 12,5 7,6 4,3

Im Einzelnen:

• Die SPD verlor in Bremen fast doppelt
so viel Stimmen wie im Bund. Das
Ergebnis ist ein Desaster. Noch nie war
die SPD im Land unter 30 Prozent
geblieben. Nur bei den über 70-
Jährigen erhielt sie über 32 %.

• Die CDU verlor halb so viel wie die
Sozialdemokraten. Sie punktete vor
allem bei den Frauen und den älteren
Wahlberechtigten: Bei den über 70-
Jährigen wurde sie stärkste Partei mit
35 %.

• Der Stimmanteil der GRÜNEN fiel auf
den niedrigsten Wert seit 1990 zurück
- damit gehören sie mit SPD und CDU
zu den Verlierern der Wahl.

• Die LINKE gewann hinzu. Sie erhielt –
wie die GRÜNEN – vor allem von
jüngeren WählerInnen ihre Stimmen.
Die LINKE schob sich an den
GRÜNEN vorbei und wurde in Teilen
der Östlichen Vorstadt stärkste Partei.

• Die AfD bekam in Bremen über 6 %,
in Bremerhaven sogar über 8 % hinzu.
Dabei wählten sie doppelt so viele
Männer wie Frauen. Spitzenwerte
erreichte sie in Rekum, Tenever,
Lüssum-Bockhorn und der Neuen
Vahr – die Ortsteile, in denen auch die
LINKE zweistellige Ergebnisse erzielte.
Bei den über 70-Jährigen schnitt die
Partei unterdurchschnittlich ab.

• Die FDP verdoppelte ihren Stim-
menanteil. Die größte Zustimmung
bekam sie von den über
70-Jährigen mit
knapp 14 %.

Wahlbeteiligung:

In Bremen lag die Wahlbeteiligung bei
70,7  % - allerdings mit großen Unter-
schieden, in der Stadt Bremen leicht über
dem Landeswert, in Bremerhaven gut
sechs Prozentpunkte darunter (64,1 %).
Am niedrigsten war sie in den Ortsteilen
mit sozialen Problemen und hoher
Anzahl von SGB-II-Leistungsempfängern
(in Prozent):

Tenever ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 52,0
Ohlenhof ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 53,3
Gröpelingen .... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 54,1
Neue Vahr Nord .... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 56,7

Die höchste Wahlbeteiligung gab es in den
Stadtteilen mit vielen Einfamilienhäusern
und einem hohen Anteil von Gymnasial-
schülerInnen:

Borgfeld ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 87,7
Schwachhausen .... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 87,0
Gete ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 86,0
Habenhausen .... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 85,1

Über ein Drittel aller Bremer WählerIn-
nen waren über 60 Jahre alt. In dieser
Gruppe war die Beteiligung am höchsten
mit knapp 75 % - in der Altersgruppe von
21 bis 24 nur bei 54 %.
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Volksabstimmung

Gleichzeitig mit der Bundestagswahl
konnten die BremerInnen darüber ent-
scheiden, ob die Legislaturperiode von 4
auf 5 Jahre verlängert werden soll. Das Er-
gebnis fiel knapp aus: In Bremerhaven
stimmte die Mehrzahl der Wählerinnen
und Wähler für eine Verlängerung
(51 ,5  %), in der Stadt Bremen überwogen
die „Nein“-Stimmen (52,2 %). Daraus er-
gibt sich ein Landesergebnis von 51 ,6 zu
48,4 % gegen die fünfjährige Legislaturpe-
riode. Es bleibt wie bisher bei vier Jahren.

Fazit

Durch die starken Verluste der SPD hat
Rot-Rot-Grün an Stimmen verloren. Es ist
nicht gelungen, eine gemeinsame gesell-
schaftspolitische Alternative zum Kurs
der Merkel-Regierungen aufzubauen. Wer
eine andere Politik in diesem Land will,
wird auf einen Neuanfang der und in den
Parteien setzen müssen. Eine linke Oppo-
sition aus LINKE und SPD wäre die

Chance, eine Alternative zu entwickeln:
Wohin sollen sich das Land und seine
Rolle in der Welt entwickeln? Dafür
braucht es allerdings mehr als ein paar
Gesprächsrunden. Ohne grundlegende
gemeinsame Vorstellungen, wie die Zu-
kunft besser gestaltet werden kann als die
Gegenwart und die Vergangenheit, wird
es nicht gehen.

Wir Älteren in Bremen haben mit dem
Stimmanteil von einem Drittel einen
großen Einfluss auf das Wahlergebnis.
Diesmal stimmten überproportional viele
für CDU, SPD und FDP – im Verhältnis
weniger für die AfD. Egal nun, was uns
das Koalitionsgerangel in Berlin einbringt
– es kommt weiter darauf an, uns zu Wort
melden. Warum nicht bei den Bremer
Abgeordneten im neuen Bundestag: Für
die SPD sind das Sarah Ryglewski und
Uwe Schmidt, für die CDU Elisabeth
Motschmann, Kirsten Kappert-Gonther
für die GRÜNEN, Doris Achelwilm für
die LINKE und Frank Magnitz für die
AfD.

Eine Menge Material zum Stöbern undWeiterlesen ...

. . . findet ihr in folgenden Quellen (die auch diesem Artikel zugrunde liegen):

• Horst Kahrs Rosa-Luxemburg-Stiftung „Die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am
24. September 2017 Wahlnachtbericht und erste Analyse“ unter https://www.rosa-
lux.de/publikation/id/37851/die-wahl-zum-19-deutschen-bundestag-am-2492017/

• Stefan Veith „Bundestagswahl 2017 in der Stadt Bremen: Ergebnisses der repräsen-
tativen Wahlstatistik“ unter http://www.statistik.bremen.de

• http://www.dgb.de/themen/++co++1aca2e9e-a209-11e7-99c0-525400e5a74a
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Holger Zantopp

P L A T T

En kloren Fall
von Klassenjustiz
Dat is al lang her: Vör üm un bi 90 Johr sünd de

Anarchisten Nicola Sacco un Bartolomeo Vanzet-

ti in de USA op´n elektrischen Stohl henricht

worrn. De beiden hebbt se in dat Land ok "Nicola

and Bart" nöömt. Ünner annern hebbt Franz

Josef Degenhardt un Joan Baez över dat, wat

passeert weer, Leder sungen.

De Mannslüüd weern vun Italien na de USA

kamen. Nicola harr Arbeit in en Schohfabrik fun-

nen, Bartolomeo weer Fischverköper op en

Markt. Se harrn sik afrackert för de Interessen

vun de Arbeiterklass. An´n 23. August 1927 kort

na Middernacht weer dat Leven vun de beiden

avers to Enn. De Justiz in de USA harr jüm vörs-

meten, se weern Schuld an en Roovmord. Keene-

en kunn dat bewiesen. Se mussen starven, ok

wenn vele in de Welt dorgegen op de Straat

gahn sünd. Na den Roovmord harr de Schan-

darms Wapen bi de beiden funnen. Nicola (1897

- 1927) un Bartolomeo (1888 - 1927) harrn

denn bi dat Utfragen Wind vun vörn kregen.

De Fall is bet nu nich opkloort. De beiden To-

wannerers ut Italien sünd 1977 in Massachu-

setts vun Gouverneur Dukakis begnadigt worrn.

To laat, dat Leven kummt nich wedder trüch. För

Dukakis weer de Perzess gegen Nicola un Barto-

lomeo nich gerecht. Dat gung em nich üm de

Fraag, weern de beiden schullig oder nich.

Kort vör dat Nicola op´n elektrischen Stohl hen-

richt worrn is, harr he nochmal kloor maakt, he

hett keen Schuld. He harr denn noch to Protokoll

geven: "Se köönt uns Körper afbrennen, avers

uns Ideen köönt se nich twei slaan. De Ideen

leevt wieder för de jungen Lüüd in de Tokunft".

Un Bartolomeo hett seggt, as he vun de Wach-

lüüd fastbunnen worrn is: "De Anarchie schall

leven!".

Na de Oordelen weern sik vele Minschen op de

hele Welt enig: Dat weer Klassenjustiz, wat se in

de USA de beiden andaan hebbt. Ok vundaag

mutt een dat seggen. Albert Einstein, Thomas

Mann un Kurt Tucholsky harrn sik för Nicola und

Bartolomeo insett, ok de Düütsche Rieksdag un

de Natschonalversammlung in Frankriek. Se

hebbt avers de Dodesstraaf in de USA nich af-

wehrt.

Bartolomeo Vanzetti undNicola Sacco.
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Wolfgang Bielenberg

Die Geschichte der
Bremer Eiswette
Am 6. Januar 2018 - Punkt 12 Uhr - trifft
sich am Bremer Punkendeich zum wie-
derholten Male eine Schar Bremer Hono-
ratioren zur „Eiswettprobe“. Unter
Aufsicht des Präsidiums der Eiswettgesell-
schaft und im Beisein der heiligen drei
Könige wird ein 99 Pfund schwerer
Schneider nachsehen, ob die Weser „steiht
oder geiht“ – sprich, ob die Weser zuge-
froren ist oder nicht. Die inzwischen gut
besuchte und von der Presse begleitete
Veranstaltung erreicht dann am dritten
Samstag im Januar im Hansesaal des Con-
gress Centrum Bremen ihren Höhepunkt.
Dann vergnügen sich etwa 300 Eiswett-
Genossen und 500 Gäste – ausschließlich
Männer (!) - bei Kohl und Pinkel, (über-
wiegend) alkoholischen Getränken und
launigen Reden.

Es geht zurück in das Jahr 1828. Am 8.
November wetteten damals achtzehn
Männer – dreizehn Kaufleute, vier Offi-
ziere und ein Steuerbeamter – dass „die
Weser oberhalb der großen Brücke bis
hinauf zum Punkendeich ... bis spätesten
zum 4. Januar zugefroren oder zum Ste-
hen gekommen sein“ sollte. Oder eben
nicht. Neun wetteten dafür – neun dage-
gen. Wettgegenstand war der Verzehr

eines „vaterländischen braunen Kohls mit
Zubehör“ (worunter wohl auch Alkohol
zu vermuten ist) .

Es ist nicht überliefert, wer damals ge-
wonnen hat und die Zeche im „Schür-
mannschen Wirtshaus zu Horn“ bezahlen
musste. Überliefert ist jedoch die Traditi-
on der „Eiswettgenossen“, die nun jährlich
die Wette erneuerten.

Im Laufe der Jahrzehnte wuchs die Anzahl
der Genossen, und man wechselte das
Etablissement. Vom Schürmannschen
Wirtshaus vor den Toren Bremens zog
man in die  feinsten Clubhäuser der Stadt
um; zunächst in die Räume der „Union
der edlen Geselligkeit“ Am Wall, später,
als man dazu übergegangen war, Gäste
einzuladen, in die der „Gesellschaft Muse-
um“ am Domshof und von dort in das
vornehme Hillmann Hotel am Herdentor.

Während der ersten hundert Jahre küm-
merten sich die Genossen nicht um Poli-
tik. Die Einheit der Bremischen
kaufmännischen und politischen Eliten
war gegeben. Und obwohl es sich aus-
schließlich um reichlich begüterte Män-
ner handelte, hatten sie mit Spenden

Das alljährliche Zeremoniell an derWeser - Vorspiel für die

große Kohl-&-Pinkel-Sause der Eiswettgesellschaft.
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nichts am Hut. Der private Herrenclub
von Kaufleuten verspeiste den Wettpreis,
man sang und hielt witzige Reden und der
Abend wurde mit Kartenspiel vollendet.

Das sollte sich ändern: Der erste Welt-
krieg, die Niederlage und der Zusammen-
bruch des Kaiserreichs, die Verwerfungen
der Weimarer Republik verschoben die
Klassenverhältnisse und drängten die Be-
deutung der Kaufmannschaft zurück. Die
Eiswettgesellschaft positionierte sich poli-
tisch: Bei der 100-Jahrfeier im Jahr 1929
im gerade wieder
aufgebauten Saal der
Bremer Glocke saßen
den 135 Mitgliedern
180 Gäste gegenüber.
Vertreten waren
neben Senatoren
auch führende Ver-
treter der Reichs-
wehr und der
„vaterländischen
Verbände“ wie den
Freikorpskomman-
deuren Caspari und
Lettow-Vorbeck. Seit
der ersten Feier nach
dem Krieg im Jahr
1924 waren drei vor-
her vergebene Reden
das Rückgrat der
Feier, darunter die
Bremen- und die
Deutschland-Rede.
Das Klima verschob
sich ins Deutschnationale. Im durchorga-
nisierten Programmablauf gab es sehr viel
weniger Raum für spontane Beiträge. Das
beliebte Kartenspiel, der Ausklang jeder
Eiswette, wurde abgeschafft. Es blieben
aber „die Rituale des opulenten Schlem-
mens und des ausgiebigen Trinkens“.
Hatte man bis dato hinter verschlossenen
Türen gefeiert, wurde nun die Presse ein-
geladen. Die Eiswette wurde quasi eine öf-
fentliche Veranstaltung. Im Zuge dessen
wurde im Jubiläumsjahr 1928 auch die öf-
fentliche „Eiswettprobe“ am Punkendeich
(mit Schneider, Notarius, Medicus und
den heiligen drei Königen) eingeführt.

1933 wurden dem nationalsozialistischen
Senat Einladungen „zur freien Verfü-
gung“ überreicht. Damit beendete die Ge-
sellschaft die Tradition, ihre Gäste
ausschließlich persönlich einzuladen.
Und ab 1934 war das Fest nicht mehr von
anderen nationalsozialistischen Veran-
staltungen zu unterscheiden: Heil-Rufe
auf Führer, Volk und Vaterland, Absingen
des Horst-Wessel-Liedes, Propagandare-
den für die Einheit von Wirtschaft und
Wehrmacht. Die letzte Feier in der „Glo-

cke“ am 7.1 . 1939 war zweifellos der Tief-
punkt in dieser Reihe - kaum zwei Monate
nach dem Judenpogrom in der Stadt und
in unmittelbarer Nähe der gebrandschatz-
ten Synagoge in der Gartenstraße (heute
Kolpingstraße). Es sollte die letzte Eiswet-
te im „Dritten Reich“ sein.

Erst 1949 wurde die Tradition wieder auf-
genommen. Man feierte im Rathaus, ab
1952 in der Glocke, bis man 1996 in das
Congress Centrum Bremen umzog, wo es
auch im kommenden Jahr begangen wird.

Es werden Spenden gesammelt, die der
Deutschen Gesellschaft zur Rettung
Schiffbrüchiger (DGzRS) zu Gute kom-
men. Wie man Mitglied in diesem illust-
ren Kreis werden kann, ist ein Geheimnis.
Nur eins ist klar: Man kann sich nicht
selbst bewerben.

Nun ist die Weser das letzte Mal 1947 zu-
gefroren und sie wird es in Folge der Be-
gradigung auch auf absehbare Zeit nicht
sein. Damit der Schneider nicht ertrinkt,
sorgt die DGzRS dafür, dass er mit einem
Seenotrettungskreuzer übergesetzt wird.

Wer mehr über die geschichtlichen Hin-
tergründe lesen möchte, dem empfehle
ich das überaus interessant geschriebene
Buch meines Nachbarn Arndt From-
mann, das er auf der Internetseite
www.diegeschichtedereiswette.jimdo.com
kostenlos zur Verfügung stellt. Aus dem
Buch stammen auch alle Zitate in meinem
Artikel. Leider umfasst es zur Zeit nur
drei Kapitel und endet mit 1945.

Doch eine Fortsetzung ist in Aussicht:
Arndt erzählte, dass er daran arbeitet.
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WIR gratuliert:
1 00 Jahre Oktoberrevolution
Vor hundert Jahren haben Frauen und
Männer in Russland etwas geschafft, was
bis dahin nicht denkbar war: Diejenigen,
die alle Werte, alle Reichtümer schafften,
aber gezwungen waren, unter Armut und
Erniedrigung zu leben, haben gewagt,
diese Ordnung zu stürzen. Die Revolution
verteilte in einem Land von Großgrund-
besitzern das Land an die Bauern, verge-

sellschaftete die Fabriken in einem Land,
wo teilweise noch frühkapitalistische Be-
dingungen herrschten. Und die bürgerli-
chen Rechte, wie Gleichheit vor dem
Gesetz, allgemeines Wahlrecht, Frauen-
rechte, Recht auf Bildung etc. wurden als
„Nebenprodukte“ der Revolution selbst-
verständlich.

Es war kein Staatsstreich von Machthung-
rigen, wie es die bürgerlichen Meinungs-
macher heute behaupten. Eine Revolution
geschieht nicht in einer Nacht. Sie ist ein
langer und komplizierter Prozess. Die
Bolschewiki, beim Sturz des Zaren im Fe-
bruar 1917 noch eine relativ kleine Partei,
waren die einzige politische Organisation

in Russland, die den Drang der Menschen
nach Frieden, Brot und Freiheit repräsen-
tierte und konsequent durchzusetzen be-
reit war.

Die Revolution entfesselte riesige Poten-
ziale in der Bevölkerung, von der 1917 die
große Mehrheit nicht mal lesen und
schreiben konnte. Hunger der einfachen

Menschen nach Wissen und Mög-
lichkeiten der Veränderung ihrer
Lebenssituation kennzeichneten
diese Periode der Revolution. Kunst
und Kultur blühten auf und beein-
flussten viele – vor allem in Westeu-
ropa. Die Oktoberrevolution löste
weltweit eine Euphorie für Gerech-
tigkeit und Gleichheit unter Intel-
lektuellen wie unter einfachen
Menschen aus. Die Gründe, woran
die Verwirklichung der damaligen
Hoffnungen auf eine Ausbreitung
der revolutionären Ideen scheiterte,
sind vielfältig: Die Invasion westli-
cher Truppen zur Unterstützung der
alten reaktionären Kräfte zwang der
jungen Sowjetrepublik einen jahre-
langen Krieg auf. Die Hoffnung,
dass die entwickelte deutsche Arbei-
terbewegung durch eine Revolution
in Deutschland der jungen Sowjet-

republik unterstützend zur Seite stehen
würde, zerschlug sich.

Die meisten Beiträge in den bürgerlichen
Medien zum 100. Jahrestag der Oktober-
revolution verzichten auf die Darstellung
historischer Hintergründe. Die Revoluti-
on wird mit der späteren stalinistischen
Diktatur gleichgesetzt. Als ob der Revolu-
tion zwangsweise eine Diktatur folgen
musste. Die Geschichte, in der wir leben,
ist nur eine der vielen möglichen Ge-
schichten.

Heute ist es angebracht zu fragen, warum
man es in den Industrieländern nicht ge-
schafft hat, die Herrschaft des Kapitals zu
beenden, obwohl in diesen die ökonomi-
schen Bedingungen für eine sozialistische
Gesellschaft sehr viel besser gewesen
sind? Dann hätten sich in der Sowjetuni-
on weder die Bürokratisierung noch die
stalinistische Diktatur so einfach durch-
setzen können. Und auch der Faschismus
und der II. Weltkrieg mit seinen verhee-
renden Folgen für die ganze Menschheit
hätten so nicht stattgefunden.

Orhan Çalışır

Armselige, ausgehungerte und zerlumpte Soldaten an der Front

fragten im Herbst eine Delegation nicht nach Essen oder anderen

Gütern, sondern: Habt ihr was zu lesen? Aufdem sowjetischen

Plakat wirbt eine bekannte Künstlerin eindringlich für BÜCHER!

Auch heute brauchen wir Bücher und andere Medien, die der

Verblödungskampagne der beherrschenden Medien

wenigstens etwas entgegen setzen können.



Wir 32 - 201 7 | 1 9

JörgWollenberg

„Aus einer zerrütteten Gesellschaft den
Grundgedanken der Demokratie,
den Sozialismus retten“

WIR ERINNERNUNS

Hermann Brill, einer

der geistigen Väter

des Grundgesetzes

und der Länder-

verfassungen

nach 1945

Am 9. März 1947 hielt Hermann Louis
Brill, der damalige Staatssekretär und
Chef der Staatskanzlei im hessischen
Staatsministerium, in Bremen einen Vor-
trag über Grundlagen einer bremischen
Verfassung. Der Kulturausschuss der
SPD-Bremen veröffentlichte das Referat
im Juni 1947 in seiner „Sozialistischen
Schriftenreihe“. Damit wollte die SPD „die
Aussprache über die neu zu schaffende
Verfassung der Freien Hansestadt Bremen
wecken und anregen“, wie der Redakteur
beim Weser Kurier Hermann Lücke als
Mitbegründer der KGF und SPD nach
1945 in dem Vorwort festhielt.

70 Jahre danach wird es Zeit, an Hermann
L Brill, den vergessenen Vater des Grund-
gesetzes und der Länderverfassungen in
Thüringen und Hessen, zu erinnern. Ein
vergessener Antipode nicht nur von
Theodor Spitta, der zentralen Figur der
Neugestaltung der Bremer Verfassungen
von 1920 und 1947. Und das nicht nur,
weil der Mitbegründer der Bundesrepu-
blik in seiner Bremer Rede dafür eintrat:
„Für die Schaffung einer neuen Lebens-
ordnung ist die frühzeitige und richtige
Eingliederung der Jugend und der Frauen

in das gesellschaftliche Leben eines der
größten Probleme … Eine Politik, die
ohne die Frauen gemacht wird, ist genau
so unsinnig wie eine, die versuchen
würde, gegen die Frauen zu arbeiten“.
(1947, S. 6)

Ab Juni 1 934 im Widerstand

Der am 9. Februar 1895 in Gräfenro-
da/Thüringen geborene ehemalige Minis-
terialdirektor im thüringischen
Volksbildungsministerium und SPD-
Reichstagsabgeordnete war 1933 entlassen
worden. Brill gelang es, aus der Schutzhaft
zurückgekehrt, in Berlin ab Juni 1934 zu-
sammen mit Otto Brass eine Gruppe von
Demokraten, Sozialisten und Kommunis-
ten zu einer „Deutschen Volksfront“ ille-
gal zu vereinen mit dem Ziel,
„Deutschland aus der Schmach und
Schande der Diktatur zu befreien … und
die Gefahr eines neuen Weltkrieges mit
allen Mitteln zu bekämpfen“ (Einleitung
zum „Zehn Punkte“-Programm von
1936). Die Gruppe wurde von Brill bis zu
seiner erneuten Verhaftung durch die Ge-
stapo am 22. September 1938 entschei-
dend geprägt. Sie verstand sich als „neue
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kämpfende politische Klasse“, die sich
gegen alte politische Strukturen als Ein-
heitsfront derjenigen definierte, die
„unter der Diktatur anständig und ver-
nünftig geblieben sind.“ Wegen der Vor-
bereitung eines hochverräterischen
Unternehmens wurde Brill im Juli 1939
vor dem Volksgerichtshof Berlin zu 12
Jahren Zuchthaus verurteilt. Nach der
Einlieferung in das KZ Buchenwald setzte
er ab Dezember 1943 mit der Häftlings-
nummer 21 .358 den Widerstand in der Il-
legalität fort. Nach der Befreiung im April
1945 plädierte er für die Gründung einer
neuen geeinten Arbeiterpartei jenseits der
alten SPD und KPD. Beide Parteien hätten
sich wegen ihres Versagens vor und im
Faschismus aufzulösen. Im KZ-Buchen-
wald hatte Brill als politisch gefährdeter
Häftling deshalb überleben können, weil
ihm KPD–Funktionshäftlinge dabei hal-
fen, sich als Sanitäter in der Typhus-Qua-
rantäne-Baracke zu verbergen. Dort
konnte er mit Hilfe des Häftlingstausches
von Todgeweihten mit zum Tode Verur-
teilten u.a. mit Eugen Kogon dazu beitra-
gen, das Leben von Stephane Hessel zu
retten.

Federführend hatte Brill im KZ Buchen-
wald schon im Februar 1944 mit Sozial-
demokraten (u.a. Ernst Thape und
Benedikt Kautsky) und Kommunisten

(Walter Wolf) wie auch Bürgerlichen
(Werner Hilpert für die christlichen De-
mokraten, der nach 1945 stellvertretender
Ministerpräsident Hessens wurde) im KZ
ein Volksfront-Komitee gegründet, das
„sich nicht auf die deutschen Gefangenen
beschränkte“, weil „es uns insbesondere
gelang, die Zustimmung der französi-
schen Sozialisten und Kommunisten zu
der Plattform vom 1. Mai 1944 herbeizu-
führen“. Das Komitee legte nach der Be-
freiung Buchenwalds durch die
US-Streitkräfte am 13. April 1945 das Bu-
chenwalder Manifest „Für Frieden, Frei-
heit und Sozialismus“ vor - neben dem
„Schwur von Buchenwald“ vom 19. April
1945 das heute eher vergessene zentrale
Manifest des Widerstandes gegen das NS-
System. Und die Gruppe um Brill veröf-
fentlichte ebenfalls am 19. April 1945 Ent-
schließungen zur demokratischen
Neuordnung Deutschlands. Der von Brill
in Weimar am 8. Mai 1945 gegründete
„Bund demokratischer Sozialisten“ (BdS)
sollte als weiterer Schritt auf dem schwie-
rigen Weg diesem Ziel dienen. Brill schei-
terte jedoch als noch von den
Amerikanern eingesetzter Regierungsprä-
sident Thüringens mit den Einheitsbemü-
hungen nach dem Wechsel der
Besatzungsmacht an dem von Walter Ul-
bricht geleiteten ZK der KPD. Anfang Au-
gust 1945 wurde die Bezeichnung der
Einheitspartei als Bund demokratischer
Sozialisten verboten. Dennoch plädierte
er weiter für Fraktionsgemeinschaften im

Konzentrationslager

Buchenwald: letzte

erhaltene Baracke im

Originalzustand. (Foto:

Mediatus, Wikipedia)

Am 13. April 1945

auch von Hermann Brill

unterzeichnet: das

Buchenwalder Manifest.
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Block der antifaschistischen Parteien. Der
in der SBZ von oben befohlenen Einigung
von SPD und KPD zur SED folgte er
nicht. Denn „nicht eine Vereinigung von
SPD und KPD, sondern einen neuen Or-
ganisationstyp wollen wir“. Er verließ An-
fang 1946 den SED-Ausschuss und kehrte
nach seiner Flucht aus Thüringen über
Westberlin zum linken Flügel der hessi-
schen Sozialdemokratie zurück. Er blieb
jedoch weitgehend heimatlos in der SPD
Kurt Schumachers mit ihrem doktrinären
Antikommunismus; ein Rigorismus, der
dem von Walter Ulbricht, seinem alten
Gegner aus der KPD schon in den Wei-
marer Jahren, kaum nachstand.

Ziel einer völligen Erneuerung

Die Kraft und der Einfluss des Unver-
drossenen trugen aber noch dazu bei, um
sein seit 1936 immer wieder propagiertes
Ziel der „völligen Erneuerung des deut-
schen Volkes“ wenigstens in Ansätzen zur
Realität zu verhelfen. Brill setzte sich in
Westdeutschland dafür ein, wie er am 9.
März 1947 in seinem Bremer Vortrag vor
SPD-Funktionären festhielt, „die deutsche
Schuld“ abzubauen: „Wir haben alle nicht
frühzeitig genug und nicht ausreichend
genug gegen die Nazis gekämpft.“ Deshalb
gelte es, „das große Ziel, das sich die Ver-
fassungspolitik stellen kann und muss“
voranzutreiben, nämlich „aus einer zer-
rütteten Gesellschaft den Grundgedanken
der Demokratie, den Sozialismus zu ret-
ten, und schließlich so aus einer erschüt-
terten Welt eine bessere Welt aufzubauen“.
Dazu trug er zunächst in Hessen bei.
Dann nach Bremen ab August 1948 als
einer der geistigen Väter des Bonner
Grundgesetzes unter den 30 Staatsrechts-
gelehrten, die mit dem Bremer Theodor
Spitta am Verfassungskonvent von Her-
renchiemsee teilnahmen und den „Verfas-
sungsentwurf“ vorlegten, der am 23. Mai
1949 als „Grundgesetz für die Bundesre-
publik Deutschland“ verabschiedet wurde.
Dabei galt Brills Hauptaugenmerk den
Problemen, die schon 1936 die Forderun-
gen seines „Zehn-Punkte-Programms“
ausmachten und die er in seiner Bremer
Rede von 1947 erneut zitierte: Aufbau
eines demokratischen und sozialen
Rechtsstaates mit gesicherten Bürger –
und Menschenrechten, Ausbau der
Selbstverwaltungsorgane und des Genos-
senschaftswesens wie auch der Notwen-
digkeit der Verstaatlichung der Banken,
des Großgrundbesitzes, der Schwerindus-
trie und der Energiewirtschaft.

Schon das Buchenwalder Manifest war
von der Erwartung ausgegangen, dass
Deutschland ein baldiges Mitglied der

„Weltorganisation des Friedens“ werden
möge – bei gleichzeitiger Anerkennung
seiner „schuldrechtlichen Verpflichtung
der Wiedergutmachung der Schäden“, die
unter der NS-Diktatur im Ausland ange-
richtet worden waren. Um diese Aufarbei-
tung systematisch voranzutreiben,
initiierte Brill nach 1950 von Hessen aus
als Bundestagsabgeordneter die Grün-
dung des Instituts für Zeitgeschichte in
München. Und Brill plädierte 1952 nach
der Unterwanderung der FDP in NRW
durch ehemalige prominenter Nazis
(„Gauleiterverschwörung“) für die Ein-
richtung von Lehrstühlen für die Wissen-
schaft von der Politik an den deutschen
Universitäten. Diese Initiative verhalf sei-
nen Freunden aus dem Widerstand um
Eugen Kogon und Wolfgang Abendroth
zu Rufen nach Darmstadt bzw. Marburg.
Und sie erleichterte die von ihm geforder-
te Rückkehr der Emigranten von Fritz
Bauer über Ernst Fraenkel bis zu Siegfried
Landshut und Franz L. Neumann, mit
denen er u.a. vor 1933 in der Sozialisti-
schen HVHS Tinz bei Gera zusammenge-
arbeitet hatte.

Von der Bremer SPD herausgegeben, vom Weser-Kurier gedruckt:

Hermann Brills Vortrag zu Verfassungsfragen.
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BerndKrause

R E N T E

Im Osten was Neues
Zum Ende der Legislaturperiode wurden noch wesentliche Änderungen
mitWirkung ab 2018 beschlossen.

Da wäre als erstes die Ost-West-Renten-
angleichung. Die Angleichung des aktuel-
len Rentenwerts Ost an den im Westen
geltenden Wert erfolgt in sieben Schritten
und wird im Jahr 2024 abgeschlossen sein.
Ab dem 1. Januar 2025 gilt in ganz
Deutschland dann ein einheitliches Ren-
tenrecht.

Der aktuelle Rentenwert Ost wird zum 1.
Juli 2018 auf 95,8% des Westwerts ange-
hoben. Sechs Jahre in Folge wird er dann

jeweils um 0,7 Prozentpunkte heraufge-
setzt, bis am 1. Juli 2024 die 100 Prozent
erreicht sind. Die Beitragsbemessungs-
grenze und die Bezugsgröße in den neuen
Bundesländern werden in den Jahren
2019 bis 2025 jeweils zum 1. Januar
schrittweise an die Höhe des jeweiligen
Westwertes angeglichen. Gleichzeitig fällt
die Hochwertung der ab 2019 im Osten
von den Versicherten erzielten Entgelte
von Jahr zu Jahr geringer aus, bis sie 2025
schließlich ganz entfällt.

Stärkung der Erwerbsminderungsrenten – Betroffene brauchen viel Geduld

Wer aufgrund einer Erkrankung oder
eines Unfalls vermindert erwerbsfähig
wird, wird bei der Berechnung seiner
Rente aktuell mit der Zurechnungszeit so
gestellt, als hätte er bis zum 62. Lebensjahr
weitergearbeitet.

Die Zurechnungszeit, für die keine Beiträ-
ge in die gesetzliche Rentenversicherung
eingezahlt wurden, führt somit zu einem
höheren Rentenanspruch. Durch die Neu-

regelung im Rahmen des Erwerbsminde-
rungsrenten-Leistungsverbesserungsge-
setzes wird die Zurechnungszeit ab 2018
schrittweise um drei Jahre verlängert.

Bezieher einer Erwerbsminderungsrente,
deren Rentenbeginn im Jahre 2024 oder
später liegt, werden so gestellt, als ob sie
mit ihrem bisherigen durchschnittlichen
Einkommen bis zum 65. Geburtstag wei-
ter gearbeitet hätten.

Quelle: Auskunfts- und Beratungsstelle der Deutschen Rentenversicherung
Oldenburg-Bremen. Service-Nummer: 0800 1000 48028

Rente muss reichen! - Der

DGB Bremen setzt die

Kampagne für finanzielle

Sicherheit im Alter fort,

auch aufZügen der

Bremer Straßenbahn AG.
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W E I T E R B I L D U N G

Das Zentrum für
Arbeit und Politik - zap
Im Herbst diesen Jahres wurde ich wieder
einmal zur Semestereröffnung des zap in
den Kultursaal der Arbeitnehmerkammer
Bremen eingeladen. 1999 habe ich selbst
den Zwei-Jahres-Kurs, damals noch bei
der aap, Akademie für Arbeit und Politik,
Schule Am Barkhof, besucht. An diesem
Abend wurden die Projektergebnisse des
letzten, des 29. Kurses
präsentiert. Das Projekt-
thema lautet diesmal:
"Quo vadis Bremen?",
Wohin gehst Du Bremen?
Politische Handlungs-
möglichkeiten in Zeiten
von Globalisierung und
Sparpolitik.

Die Kursteilnehmer hatten zu diesem
Thema Experteninterviews geführt und
trugen nun in der Arbeitnehmerkammer
ihre Ergebnisse vor. Dieter Reinken, lang-
jährig Erster Bevollmächtigter der IG Me-
tall und in den letzten Jahren wirtschafts-
und arbeitspolitischer Sprecher der Bre-
mer SPD, kommentierte anschließend die
Ergebnisse. Nach einer kurzen Diskussion
über die soziale Ungleichheit in Bremen
hatten wir die Möglichkeit, uns über die
verschiedenen Aktivitäten des zap zu in-
formieren und ehemalige Kursteilnehmer,
auch des Ein-Jahres-Kurses für betriebli-
che Interessenvertretungen, zu treffen.

Warum ich dieses schreibe? Nun, dieser
Zwei-Jahres-Kurs in politischer Bildung
ermöglicht nach erfolgreichem Abschluss
die Aufnahme eines Regelstudiums in
verschiedenen Fächern an der Bremer
Universität und damit Hochschule ohne
Abitur. Etwa ein Drittel von bisher 1000
Absolventen des Kurses nutzten diese

Möglichkeit. Der Kurs ist
damit ein etabliertes An-
gebot, das zudem in dieser
Form bundesweit einmalig
ist.

Das zap steht für Wissen-
schaft mit gesellschaftli-
cher Verantwortung,
durch praxisnahe For-

schung, lebensweltbezogenen Wissen-
stransfer und demokratiestärkende
Bildungs- und Beratungsangebote. Die
aktuellen politischen Entwicklungen in
Deutschland, Europa und der Welt ver-
langen nach gesellschaftlichen Kräften,
die sich offen zu den Grundwerten der
Demokratie bekennen. Freiheit, Gerech-
tigkeit, Solidarität und das Eintreten für
eine offene Gesellschaft geht alle an, auch
die Wissenschaft.

Ich kann diesen Kurs nur weiterempfeh-
len für euch selbst, eure Kinder oder En-
kelkinder, Bekannte oder Kollegen.

BerndKrause

Wissenschaft mit
gesellschaftlicher

Verantwortung

Mehr unter: www.zap.uni-bremen.de oder per E-Mail an: info@zap.uni-bremen.de

Ohne Abitur an der Bremer

Universität studieren? - Das

zap eröffnetMöglichkeiten.
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Trotz Schmuddelwetter:
Tag der älteren Generation 201 7

Am Sonnabend, 30. September feierten
auf dem Hanseatenhof Menschen aus
Bremen und umzu den „Tag der älteren
Generationen“. Wir mussten den Tag vor-
ziehen, weil am Sonntag, 1 . Oktober, dem
eigentlichen Internationalen Tag der älte-
ren Menschen laut UNO Beschluss von
1990, in Bremen der swb-Marathonlauf
stattfand.

In neun vorbereitenden Sitzungen beim
DGB wurde auf den Tag hingearbeitet.
Fast 20 Infostände der Gewerkschaften,
paritätischen Verbände, Kirchen und Par-
teien waren dabei. Neben vielen Informa-
tionen gab es auch Kaffee und
Butterkuchen sowie einen Erbseneintopf.
Unser diesjähriges Motto war Artikel 1
des Grundgesetzes: „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar“. Dazu sollte der
Schirmherr, der ehemalige Pressesprecher
der Bremer Katholiken, der Autor und
Historiker, Wilhelm Tacke die Hauptrede
halten. Einige Zuhörer hatten das Gefühl,
er mache eine Präsentation für sein neues
Buch: „Die Mär von den toleranten Bre-
mern“. Es ging unter anderem darum, dass
die Bremer nicht – wie bisher immer be-
hauptet wurde – tolerant gegenüber ande-
ren sind. Ganz im Gegenteil, gegenüber
Andersgläubigen, insbesondere der jüdi-

schen Gemeinden, waren sie doch sehr
intolerant. Leider liefen uns zum Schluss
seiner Rede die wenigen Jugendlichen da-
von, als er von seiner Intoleranz gegen-
über Menschen mit Tätowierungen,
Löchern in den Hosen und denen, die die
Baseballcup beim Essen nicht vom Kopf
nehmen können, sprach.

Vor und nach dieser Rede spielte vor be-
geistertem Publikum das 1 . Bremer Uku-
lelenorchester. Die ver.di-Jugend brachte
ein Kabarettstück auf die Bühne und die
Gruppe Pflegenotstand beglückte uns mit
kritischen und gewerkschaftlichen Mu-
sikstücken. Die Besucher informierten
sich an den verschiedenen Ständen, aßen
oder tranken und diskutierten miteinan-
der. Eine weitere bedeutende Rede hielt
der ver.di-Geschäftsführer Rainer Kuhn.
In seiner Rede nahmen die miserabelen
Zustände zwischen Arm und Reich einen
Hauptanteil ein. Er brachte es auf den
Punkt, was sich zukünftig vor allem an
der Betreuung für Ältere und der Rente
drastisch ändern muss.

ver.di fordert mit einem Tarifvertrag Ent-
lastung für die Krankenhäuser. Konkret
geht es um die Festlegung einer Mindest-
personalausstattung sowie Regelungen

BerndKrause

Infostände, Bühne, Bierzelt-Garnituren: erneut reges Treiben aufdem Hanseatenhof
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zum Belastungsausgleich. Kuhn: „Die Si-
tuation in der Altenpflege ist genauso pre-
kär wie im Krankenhaus.“ „Hohe
Belastung der Pflegenden im Gesund-
heitswesen und fehlender Nachwuchs,
verursacht durch schlechte Arbeitsbedin-
gungen und schlechte Bezahlung - keine
Anreize diesen Beruf zu erlernen.“

Das Kernthema zur Bundestagswahl war
die Alterssicherung. An einigen Beispielen
machte er den dringenden Handlungsbe-
darf deutlich. „Das Thema bleibt auf der
politischen Agenda“, und so Kuhn: „Wir
werden keine Ruhe geben - Altersarmut
muss angegangen und verhindert wer-
den.“

ver.di unddie
DGB-Gewerkschaften fordern:

▶ Gesetzliches Rentenniveau
stabilisiern und anheben

▶ Kleine Renten deutlich
aufwerten

▶ Die Erwerbsminderungsrente
verbessern

▶ Die Renten zu einer Erwerbstätigen-
versicherung ausbauen

▶ Durch gute Arbeit bessere
Renten schaffen

Bei der Bewertung der Bundestagswahl
ging er auch auf das Ergebnis der rechts-
populistischen AFD ein. Seine Forderung:
mit demokratischen Mitteln sich mit
dieser Partei und ihrer Politik auseinan-
derzusetzen und dabei ein besonderes
Augenmerk auf die Gründe zu richten, die
zur vermeintlichen Alternative beigetra-
gen haben. „Und das nicht nur im Parla-
ment, sondern auch im Alltag“.

Auf die laufenden Koalitionsverhandlun-
gen in Richtung Jamaika und damit auf
das Ergebnis der Bundestagswahl
eingehend, machte er deutlich, dass er den
klaren Auftrag für die neue Bundesregie-
rung sieht, sich stärker den sozialen The-
men zu widmen. „Die sogenannte
Schuldenbremse und der Tanz um die
schwarze Null lähmt das Land“, so Kuhn.
„Dabei wächst der Investitionsstau in na-
hezu allen Feldern der Infrastruktur“.

Sein Appell an uns alle, weiter solche Ver-
anstaltungen zu machen und den Finger
immer wieder in die Wunde legen.

Leider begann es dann sehr tüchtig zu
regnen und es wollte auch nicht mehr
aufhören, sodass schon einige Gäste ge-
gangen sind und es keinen Sinn mehr
machte die weiteren Akteure auftreten zu

lassen. Es sollte u.a. noch das Kabarett
„Die Bazillen“ auftreten, die Moderatorin
Gabi-Grete Kellerhoff versprach aber, dass
dies alsbald im DGB Haus nachgeholt
werden soll. So wurde der „Internationale
Tag der älteren Generation“ leider eine
Stunde früher beendet.

Übrigens, am Sonntag, dem 1. Oktober
war bestes Wetter, trocken und sonnig. In
unseren Vorankündigungen schrieben wir
immer, dass uns das Wetter wohlgesonnen
war, so ist es auch diesmal am 1. Oktober
gewesen, leider nicht am Tag davor. -
Dafür bestimmt nächstes Jahr wieder.

Reden und kulturelle Beiträge: Das Programm bot jede

Menge Stofffür angeregte Gespräche am Rande.

Alles Gute kommt von oben? - Nicht nur in

Sachen Schietwetter kann man daran seine Zweifel haben.
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Wir aktive ver.di SeniorInnen
im Ortsverein Stadt Bremen
Über 50 Seniorinnen und Senioren der
Gewerkschaft ver.di gehören zu diesem
Kreis. Regelmäßig treffen sie sich jeden
zweiten Donnerstag im Monat von 14 bis
16 Uhr im DGB Haus, Tivolisaal im Erd-
geschoss. Meist sind ca. 20 bis 30 Kolle-
ginnen und Kollegen dabei. Es gibt zwar
Kaffee und Kaltgetränke, aber wir sind
keine Klatsch- und Quatschrunde. Diese
Veranstaltungen greifen Themen auf, die
nicht nur uns „Alte“ betreffen, sondern
auch die Jungen und vor allem die Zu-
kunft und unsere Gesellschaft.

Oftmals haben wir sachkundige Referen-
ten dazu eingeladen. So hatten wir eine
Polizeihauptkommissarin, die uns Prä-
ventionsmaßnahmen zur Verbrechensbe-
kämpfung sehr anschaulich und
nachvollziehbar darstellte. Die Gesamt-
personalratsvorsitzende für das Land Bre-
men, Doris Hülsmeier, berichtete über
die Probleme im öffentlichen Dienst. Prof.
Jörg Wollenberg gab Informationen zur
bremischen Geschichte und stellte seine
neuesten Buchwerke vor. Die Vorstands-
vorsitzende der Verbraucherzentrale Bre-
men, Frau Dr. Oelmann, berichtete über
Tricks und Schummeleien auf allen Ge-
bieten, bei Lebensmitteln, Versicherungen
und auch Banken. Herr Watermann von
der Deutschen Rentenversicherung refe-
rierte über Änderungen der Rentenre-
form. Am Jahresanfang hatten wir die
Staatsrätin für Europaangelegenheiten
und der Vertretung des Landes Bremen in
Berlin bei uns zu Gast.

Auch im Rathaus waren wir zur Diskussi-
on mit Bürgermeister Dr. Carsten Sieling
eingeladen. Auch Fraktionsvorsitzende
oder Bundestagsabgeordnete stehen uns
Rede und Antwort.

Unsere Gruppe gibt auch Anregungen an
andere Menschen und Organisationen
weiter. So haben wir in Zusammenarbeit
mit Arbeit und Leben und dem DGB zu
einer großen Diskussion mit Prof. Chri-
stoph Butterwegge zum Thema "Armut in
einem reichen Land" eingeladen. Diese
Veranstaltung übertraf unsere Erwartun-
gen. Sie war richtig gut besucht und viel
zu kurz.

Wir haben in Hamburg mit dem Zug die
„Körberstiftung“ besucht. Auch mit dem
Zug sind wir zur G20-Demonstration ge-
fahren. Kolleginnen und Kollegen aus
unserer Gruppe bereiten den Antikriegs-
tag, Tag der Arbeit (1 . Mai) und den „Tag
der älteren Generation“ (1 . Oktober) mit
vor. Und dann haben wir auch noch für
uns angenehme Treffen, Anfang des Jah-
res gehen wir auf „Kohlfahrt“, im Früh-
jahr dann gemeinsames Spargelessen und
zum Jahresende unsere Weihnachtsfeier.
Kurz vorher besuchen wir die Lebkuchen-
bäckerei (Gläserne Manufaktur) in Walle.

Wir machen übrigens keine Sommer-
oder Winterpause, jeden zweiten Don-
nerstag ab 14 Uhr. Neue Seniorinnen
oder Senioren sind uns immer herzlich
willkommen. Wir sehen uns.

BerndKrause

Shirts in leuchtend Orange:

„Mitreden - mitmachen -

mitgestalten“ ist die Devise.
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WIR beim G20-Gipfel
Die ver.di Senioren aus Bremen haben
sich dafür entschieden, an der Demons-
tration am 08.07.2017 gegen den G 20
Gipfel in Hamburg teilzunehmen. Was
würde uns erwarten? In der Vorberichter-
stattung hatte es ja viele negative Infor-
mationen gegeben. Sollten wir uns in
unserem Alter dieser Auseinandersetzung
stellen? Wird unsere Teilnahme zu einer
Veränderung der weltwirtschaftlichen
Umstände beitragen? Unsere Demonstra-
tion gegen TTIP und Ceta hatte ja leider
keinen Erfolg gezeitigt.

Am 08.07.2017 um 08:45 Uhr trifft sich
unsere Gruppe in der Bahnhofshalle des
Bremer Hauptbahnhofs. Wie schön, wir
sind nicht die einzigen, die nach Hamburg
unterwegs sind. Die noch eingerollten
Transparente und Fahnen von ver.di, den
Falken u.a. machen deutlich, dass sich ein
breites Spektrum gegen die
Machthaber des G 20 gefunden
hat. Bernd sagt: „Es ist doch gut,
dass wir uns zu einer Teilnahme
entschieden haben.“ Bernd und
Margret kaufen ein Niedersach-
senticket und los geht es. Nun auf
den Bahnsteig. Toll, hier ist es
richtig eng und ich habe die Be-
fürchtung, ob alle im Zug mitfahren kön-
nen. Aber es bleibt keiner auf dem
Bahnsteig zurück.

Während der Zugfahrt tauschen wir uns
über die bevorstehende Demo aus. Nach
der Berichterstattung vom Vortag über die
Krawalle überlegen wir uns, wie wir mit
der Situation umgehen wollen, wenn es
wieder zu Auseinandersetzungen kom-
men sollte. Wolfgang meint: „Ich habe
keine Lust mich verprügeln zu lassen.
Sollte es dazu kommen, werden wir uns
zurückziehen und nach Bremen zurück-
fahren.“ Dem stimmen die anderen zu,
und wir verabreden, uns im Hamburger
Bahnhof am Gleis 13 zu treffen.

Auf dem Bahnhof um 11 :00 Uhr in Ham-
burg habe ich noch nie so viele Polizisten
auf einmal gesehen. In ihrer Aufmachung
mit Schlagstocken und Helmen mit Visier
machen sie einen furchteinflößenden Ein-
druck. Uns wird der Zugang zur nächst
gelegen Treppe verweigert und wir müs-
sen am Spalier der nicht grade freundlich
dreinblickenden Polizisten vorbeigehen.
Meine Gedanken sind, das kann ja heiter
werden. Vor dem Bahnhof sind schon ei-
nige hundert Demonstranten versammelt.
Nachdem wir die Lage erst einmal ge-

checkt haben und die Demo erst in zwei
Stunden losgehen soll, stärken wir uns
erst einmal mit einem Mittagessen im
Bahnhof.

Um 13:00 Uhr geht es dann endlich los.
Die Transparente mit den Losungen z.B.
„Afrika first Profit 2nd“ oder auch lustige
Plakate wie „Ich bin Nachbar und will nur
bei EDEKA einkaufen“ „G-Punkt statt G
20“ heitern den Demo-Zug auf. Plötzlich
entdecken wir Alfred vom Radio Flora aus
Hannover, den wir von unseren Medien-
seminaren kennen. Alfred nutzt die Gele-
genheit und macht ein Interview mit uns
zum G 20 Gipfel. Es geht weiter in Rich-
tung Reeperbahn. Neben uns entdecken
wir eine Gruppe in schwarzer Kleidung,
die in Sprechchören gegen den Kapitalis-
mus protestieren. Wir gehen aus dem De-
mozug und lassen die Gruppe passieren.

Hinterher stellt sich heraus, dass es An-
hänger vom Fußballverein St. Pauli waren.
Also alles halb so schlimm.

Inzwischen ist es ca. 15:00 Uhr. In einer
kleinen Parkanlage finden wir die Mög-
lichkeit eine Pause zu machen. Wir holen
unsere Verpflegung in Form von belegten,
aber nicht mehr ganz knackigen Brötchen
hervor und legen die Füße hoch. Der
schier unendliche Demo-Zug geht weiter
und wir reihen uns wieder ein. Auf der
sündigen Meile der Reeperbahn ist ein
ganz anderes Bild zu sehen. Fast alle Lo-
kale sind geschlossen. Von sündig kann
heute nicht die Rede sein.

Kurz vor dem Abschlusstreffen auf dem
Heiligengeistfeld klinken wir uns aus, um
uns bei Kaffee und Kuchen in der Endo-
Klinik zu stärken. Anschließend geht es
dann mit der S-Bahn zurück zum Bahn-
hof. Die Polizei hat sich zurückgezogen
und wir können ungehindert unseren Zug
nach Bremen besteigen.

Auf der Rückfahrt ziehen wir als Resü-
mee, dass wir an einem historischen Tag
in der Geschichte teilgenommen haben
und vielleicht einen Beitrag für eine bes-
sere Welt geleistet haben.

GüntherWesemann

An diesem Tag:

friedlicher Protest - so

weit das Auge reicht.
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Grenzenlose
Solidarität
statt G20
Meine Sicht aufdie Ereignisse vom
7. bis 9. Juli in Hamburg

Die Ereignisse vom Gipfel in Hamburg
werden weitreichende Folgen für die öf-
fentliche Debatte und auch für das politi-
sche Bewusstsein und die Wertungen und
Einstellungen vieler Menschen haben.
Hamburgs Innensenator setzte de facto
das grundgesetzlich garantierte Ver-
sammlungsrecht außer Kraft, Artikel 8
des Grundgesetzes, als er Aktivisten ein
Zeltlager untersagen ließ, das zuvor vom
Bundesverfassungsgericht angemahnt
wurde. Das Bundesverfassungsgericht for-
derte die Stadt Hamburg ultimativ auf,
Voraussetzungen für ein Protestcamp zu
schaffen. Man hätte dies zum Beispiel im
Stadtpark machen können, aber die Poli-
tik hatte angeblich Angst vor Verwüstun-
gen. Im September gaben dort die Rolling
Stones mit viel mehr Teilnehmern ein
Mega-Rockkonzert, da war aber der
Kommerz wichtiger.

Aufklärung des G20-Einsatzes

Bis heute gibt es keine ausreichende Auf-
klärung. Es wurde aber sehr schnell ver-
urteilt. Aussage des Bürgermeister Olaf
Scholz: „Die Randalierer zu einer harten
Strafe verurteilen ...“. Ein holländischer
Demonstrant wurde zu zweieinhalb Jah-
ren Gefängnis verurteilt, wegen eines
Flaschenwurfes – nicht auf Polizisten,
sondern auf die Straße - mehrmals in Vi-
deos des NDR zu sehen. Der 18-jährige
Fabio aus Italien steht immer noch wegen
schwerer Anschuldigungen vor Gericht.
Er sitzt seit dem 6. monatelang in Haft.
Die Mutter berichtete im Radio-Cosmo-
Interview, dass sich ihr Sohn für soziale
Gerechtigkeit, gegen Krieg, Armut und
die Ausbeutung der Umwelt einsetzte und
so das erste Mal allein ins Ausland fuhr,
um dagegen zu demonstrieren. In Pan-
orama vom NDR gab es dazu eine Doku-
mentation, aus Mitläufer wird
Gewalttäter: „Entmenschlichung eines
Angeklagten“. Ich würde mich freuen,
wenn es auch gegen Rechte und ihre Sym-
pathisanten so schnelle Gerichtsverfahren

gäbe. Bekanntlich ziehen die sich aber
über Jahre hin, trotz bewiesener Mord-,
Tötungs- und Gewaltdelikte. NSU-,
Blood-and-Honour-Anhänger und Kon-
sorten lachen sich in die Fäuste und ro-
cken in Thüringen ganz legal ihren
Hitlergruß gegen links, nachdem Justiz-
minister Maas gerade seine Idee zu „Rock
gegen Links“ öffentlich vorgetragen hatte.

Schuld an der Gewalt haben nach Mei-
nung fast aller Politiker im weitesten Sinn
die Linken. Von Mitte bis Rechts steht für
Recht und Ordnung. Nach Augenzeugen-
berichten vertrauenswürdiger KollegIn-
nen liefen im Demonstratiosnzug an dem
Freitag, als es zu den Ausschreitungen
kam, große Gruppen unpolitischer junger
Leute mit, voller Wut und voller Alkohol.
Keine linken Parolen, Transparente usw.
Außerdem gibt es Hinweise auf „Staatsbe-
amte mit Spezialauftrag“, Agents Provoca-
teurs und das bewusste Nicht-
Einschreiten der Polizei bei den Krawallen
im Schanzenviertel. Die Bilder von Gewalt
und Verwüstung wurden gebraucht, um
„die Linke“ zu diskreditieren. Der Einsatz
von Provokateuren hat bei uns eine lange
Geschichte. Keiner stellt sich die Frage
nach Hintermännern und den Motiven
für das Anheizen der Gewalt. Ralf Stegner
von der SPD sagte: „Die Gefahr kommt in
diesem Land nach wie vor zumeist von
rechts“. Der Verfassungsschutzbericht
kommt in diesem Zusammenhang zu
einer eindeutigen Wertung. 2016 zählte
der Nachrichtendienst 23.555 politisch
motivierte Straftaten von rechts, aber nur
9.389 von links. Es waren nicht nur die
Autonomen im Schanzenviertel, die wollte
ihre „Rote Flora“ bestimmt nicht zerstö-
ren, seit 30 Jahren gibt es dieses autono-
me Zentrum mit eigenen Werkstätten.
Während der Randale dort war über drei
Stunden keine Polizei vor Ort zu sehen,
die das ganze hätte stoppen können. Es-
kalation war Programm der Hamburger
Polizeiführung. In einem Befehl wurde
von einer „harten Linie“ der Polizei ge-

BerndKrause
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genüber den Demonstranten geschrieben.
Fast 100.000 Demonstranten (Günther
und viele Medien sprechen von ca. 75.000,
siehe S. 27) konnten am Samstag davon
berichten, auch wir. Niemals zuvor hatten
wir so viel, bis an die Zähne bewaffnete
Polizei gesehen.

Das Thema innere Sicherheit zahlt sich
für diejenigen aus, die auch nach der
Bundeswehr in solchen Situationen rufen.
Dazu passt auch, dass NRW jetzt die
Kennzeichnungspflicht für Polizeibeamte
abschaffen will. Kritiker des Staates soll-
ten eingeschüchtert werden. Die Aussage
der GdP trifft hier auch zu, sie fordert
nicht nur ein „Bündnis gegen Linksextre-
mismus“, sondern auch: "Grundrechte
einzuschränken ist nun mal Teil der Auf-
gabe und schützt die Demokratie vor zu
großem Individualismus“. Da ist mir doch
die Aussage meiner Gewerkschaft ver.di
passender: ein „Festival der verletzten
Grundrechte“.

Quellen: Junge Welt, nachdenkseiten

Immer wieder kam es zu

Zusammenstößen mit der Polizei.

Etliche Mitarbeiter derWIR (rechts

der Autor) demonstrierten am 8. Juli

und machten sich vor Ort ein eigenes Bild.

Mal eben abgefackelt (unten).
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Die Zeitung wird gefördert durch GEW Bremen,

IG  Metall Bremen und ver.di Bremen. Über weitere

MitarbeiterInnen würden wir uns freuen. Kritik

und Anregungen sind uns immer willkommen.
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Treffen gewerkschaftlicher
SeniorInnen-Gruppen in Bremen

IG Metall
Senioren-Arbeitskreis

Jeden 1 . Mittwoch im Monat,
jeweils 9:00 bis 12:00 Uhr
im DGB-Haus, Großer Saal (EG)

Jeden 2. Donnerstag im Monat,
jeweils 14:00 bis 16:00 Uhr
im DGB-Haus, Tivoli-Saal

Mitgliederversammlung
Mittwoch, 11 . April, 10:00 Uhr

Jeden 1 . Dienstag im Monat,
jeweils 15:00 Uhr im DGB Haus

Dienstag, 12. Dez., 10:15 Uhr
Lesart: Büchervorstellungen,
Dienstag, 16. Jan, 10:15 Uhr
Frühstück und Terminplanung 2018,
jeweils in der GEW-Geschäftsstelle

Weitere Termine: DI 13.02., DI 13.03.
und DI 10.04., Details bitte in der
Geschäftsstelle erfragen

MO 08.01 . / MO 05.02. /
MO 05.03 / MO 09.04.
jeweils ab 10:00 Uhr
im DGB-Haus, Tivoli-Saal

DO 18.01 .
Kohl- und Pinkelfahrt nach Cuxhaven

ver.di
Ortsverein Bremen

Fachbereiche 9 und 10

GEWBremen

NGG
Seniorengruppe
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Liebes Redaktionsteam!
 
Vielen Dank für das unermüdliche
Schreiben und Zusendung der Zeitungen
aus Bremen. Daran merke ich, wie schnell
ein Quartal verstrichen ist. Jedes Mal
hatte ich mir vorgenommen, euch zu
schreiben und auf bestimmte Themen zu
reagieren. Dann kam wieder was anderes
dazwischen. So gebe ich zumindest immer
wieder gerne eure Zeitung an interessierte
Kreise/Kolleg*innen weiter.
 
Nun habe ich es aber auch mal wieder ge-
schafft, etwas in die Tasten zu greifen. Al-
lerdings will ich keinen allzu langen
Roman schreiben. Deswegen im Tele-
grammstil:

1 . Ich fände es ganz praktisch, wenn die
jeweils aktuelle Ausgabe auch im Internet
zu erreichen wäre. Dann könnte ich den
einen oder anderen Kollegen auf dem
elektronischen Wege eure Ausgabe zu-
kommen lassen. Könnt ihr das so einstel-
len?
2. Bringt ihr wieder was über die Wohnsi-
tuation in Bremen? Bericht vom Bremer

Genossenschaftstag in Ausgabe 30 war in-
teressant.
3. Auch anknüpfen möchte ich an das
Thema „Armut“. Sie wird, wie ihr ge-
schrieben habt; immer noch tabuisiert.
Butterwegge hat auch schon in Osnabrück
auf der Osnabrücker Sozialkonferenz ge-
sprochen. Wir arbeiten hier auch daran,
dass dieses Thema stärker in die Öffent-
lichkeit kommt.
4. Vielleicht kann sich jemand bei euch
mal den 7. Altenbericht vornehmen. Da
steckt Argumentationspotential über die
Sorge und Mitverantwortung in der Kom-
mune. Wir in Osnabrück hatten hierzu
einen anregenden und aufweckenden
Vortrag von Prof. Andreas Kruse. (ich
füge einen Presseausschnitt der NOZ bei)
 
Dabei will ich es erst mal belassen ... Ich
wünsche Euch weiterhin den Elan und die
Durchhaltekraft, die Zeitung mit inter-
essanten Artikeln zu gestalten.
 
Mit kollegialen und solidarischen Grüßen
Hans-Jürgen Wilkening aus Osnabrück

LESERBRIEFE

Mit dieser Postkarte

meldete sich Gerda bei der Redaktion.
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Es weihnachtet sehr
Es ist wieder soweit, es weihnachtet sehr.
Die Dekorateure arbeiten schwer,
und große Kinderaugen gaffen
verzückt aufdie neuesten Spielzeugwaffen.

Die Stadt ist belagert von Weihnachtsmännern,
vorsorglich gereinigt von Punkern und Pennern,
im letzten Waschgang weichgespült,
dass auch jeder die Reinheit der Liebe erfühlt.

Und weiche Flocken aus künstlichem Schnee
umsäuseln verträumt dein Portemonnaie.

Und draußen, wo wirklich die Kälte wohnt,
wo sich das Christkindgesäusel nicht lohnt,
drunten in den Asylen und Heimen
beginnt wieder das alljährliche Schleimen.

Ja, da warten sie dann, die Alten und Armen,
aufdas behördliche Weihnachtserbarmen.
Und obwohl sie eigentlich gar nichts mehr glauben,
haben sie immer noch leuchtende Augen.

Und weiße, gepflegte Politikerhände
beschwören betörend das baldige Ende
einer Not, die schon lang nicht mehr nötig ist,
doch die beim Fortgehn schon wieder jeder vergisst.

Und wie nebenbei wird dann noch angetragen,
am Wahltag das richtige Kreuzchen zu schlagen,
damit die wirklich großen Weihnachtsgaben
bei denen bleiben, die sie immer schon haben.

Und eisige Flocken aus rußigem Schnee
brennen weiter Löcher ins Portemonnaie.

Und sie warten und warten, die Alten und Armen,
aufwirkliche Hilfe, aufechtes Erbarmen,
und obwohl sie eigentlich gar nichts mehr glauben,
haben sie immer noch leuchtende Augen.

Es ist wieder so weit, es weihnachtet sehr,
und wir tragen an unsren Geschenken so schwer,
und wir sind ja so jung und so irre gut drauf
und helfen schon mal jemand vom Boden auf.

Und das muss doch genügen, wir zahlen ja Steuern
und wählen doch Männer, die stets was beteuern,
und während wir denen alles glauben,
schleicht sich der Glanz aus unseren Augen.

Und es bläht sich und füllt sich das Portemonnaie,
und in die Taschen der Ärmsten rieselt der Schnee.

Konstantin Wecker, 1988




